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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
die beigefügte Information des Deutschen Instituts für Menschenrechte übersende ich zu Ihrer Kenntnisnahme.
 
Verteiler:
Mitglieder/Ersatzmitglieder
Vorsitzende KER/StER
an News Interessierte
 
Mit freundlichen Grüßen
Silvia Bartsch
 
 

 
 
 
 
 
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
 
Telefon: 0511 / 120 8810
Email: geschaeftsstelle@ler-nds.de
 
www.ler-nds.de

 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Nds. Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte dies im Einzelnen
sind und wie Ihre Daten verarbeitet werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im Nds. Kultusministerium“ abrufen.
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen enthalten, die unter
den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten Adressaten gehören, dann ist
jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben,
bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail anschließend von Ihrem Computer-System.
 
 
 
 

Betreff: Institut sieht dringenden Reformbedarf beim gesetzlichen Diskriminierungsschutz für Menschen
mit Behinderungen und fordert mehr barrierefreien Wohnraum
 

ACHTUNG!! Diese E-Mail erreicht Sie von einem Absender außerhalb der niedersächsischen
Landesverwaltungs-Infrastruktur mit TLS-Verschlüsselung. Bitte klicken Sie auf keine Links oder
öffnen Sie keine E-Mail-Anhänge, falls Sie den Absender nicht kennen und nicht wissen, ob der
Inhalt sicher ist.
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Wohnraum
Am 4. Dezember hat das Deutsche Institut für Menschenrechte den aktuellen
Menschenrechtsbericht 2023 in Berlin vorgestellt. Dabei weist es auch auf
Handlungsnotwendigkeiten zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention hin.

Im Kapitel „Gesetzlichen Diskriminierungsschutz für Menschen mit Behinderungen verbessern“
empfiehlt das Institut dringend Reformen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)
und des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG). Der Fokus liegt dabei auf der Verankerung
einer Verpflichtung dahingehend, dass auch private Akteur*innen, also etwa private
Unternehmen oder Anbieter*innen von Gesundheitsdienstleistungen, zur Barrierefreiheit und der
Bereitstellung von angemessenen Vorkehrungen verpflichtet werden. Außerdem ist für einen
effektiven Rechtsschutz die verbesserte Ausgestaltung des Verbandsklagerechts im BGG und
die Aufnahme eines solchen im AGG dringend zu empfehlen.

Im Kapitel „Selbstbestimmtes Leben braucht barrierefreien Wohnraum“ wird der eklatante
Mangel an Wohnraum für Menschen mit Behinderungen sowie für ältere und pflegebedürftige
Menschen behandelt und darauf hingewiesen, dass die für die kommenden Jahre zu erwartende
Versorgungslücke von über zwei Millionen Wohnungen nicht mit den bisherigen Regelungen und
Maßnahmen geschlossen werden kann, insbesondere nicht mit den jetzigen baurechtlichen
Vorschriften. Das Institut empfiehlt daher den Ländern, hier nachzubessern und dabei die
völkerrechtlichen Vorgaben zu beachten. Außerdem sollten Bund und Länder im Rahmen der
sozialen
Wohnraumförderung nur noch barrierefreie Wohnungen fördern.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte als nationale Menschenrechtsinstitution gemäß den
Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen legt diesen Bericht seit 2016 jährlich dem Bundestag
vor (gemäß § 2 Abs. 5 Gesetz über die Rechtsstellung und Aufgaben des Deutschen Instituts für
Menschenrechte).

Der achte Bericht zur Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland umfasst den
Zeitraum 1. Juli 2022 – 30. Juni 2023 und beschäftigt sich in diesem Jahr mit folgenden
Themen:

§  Schwerpunktthema: Risiken rassistischer Diskriminierung durch polizeiliche
Datenverarbeitung

§  Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt sicherstellen

§  Versammlungsfreiheit in Gefahr? Raum für Klimaaktivismus erhalten

§  Politische Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen stärken

§  Gesetzlichen Diskriminierungsschutz für Menschen mit Behinderungen verbessern

§  Selbstbestimmtes Leben braucht barrierefreien Wohnraum

Der Bericht kann auf unserer Website als Langfassung und Kurzfassung (Deutsch/Englisch)
abgerufen werden: www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbericht2023.

Deutsches Institut für Menschenrechte
Cathrin Kameni | Assistentin der Leitung
Zimmerstraße 26/27 | 10969 Berlin
Tel.: +49 30 259359-450 | Fax: +49 30 259359-59

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbericht2023


un-brk@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de

Wenn Sie künftig keine Informationen des Deutschen Instituts für Menschenrechte mehr erhalten
möchten, können Sie über diesen Link Ihren Widerspruch hinterlegen.

Ihre Daten sind falsch oder Sie möchten anders angesprochen werden? Dann wenden Sie sich
bitte per E-Mail an adressverwaltung@dimr.de

Datenschutz: Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten finden Sie unter
www.institut-fuer-menschenrechte.de/datenschutz/
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